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	Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland

	
	
	Dezernat 7

Soziales, Integration

- Rheinisches Sozialamt –

www.soziales.lvr.de








Köln, den 08.12.04 
Grundsätze des Landschaftsverbandes Rheinland

- Dezernat Soziales, Integration -

zum Stellenwert von Hilfeplankonferenzen im Rahmen des Hilfeplanverfahrens 

1. Ausgangssituation

Seit dem 01.07.2003 sind in Nordrhein-Westfalen für zunächst 7 Jahre die Landschaftsverbände nicht nur für die stationären, sondern zusätzlich auch für die ambulanten Eingliederungshilfen zum Wohnen zuständig. Der Landschaftsverband Rheinland wird diese Bündelung der Zuständigkeit dafür nutzen, um den in § 3a Bundessozialhilfegesetz normierten Vorrang ambulanter Hilfen konsequent zu verwirklichen.

Ausgangspunkt aller Entscheidungen über Eingliederungshilfen (Teilhabeleistungen)  sind die individuellen Ziele des Menschen mit Behinderung. Die zum Ausgleich seiner behinderungsbedingten Beeinträchtigungen erforderlichen Unterstützungsleistungen müssen geeignet sein, diese Ziele zu erreichen. Das wesentliche Instrument zur Ermittlung der im Einzelfall erforderlichen Qualität und Quantität von Hilfen ist der individuelle Hilfeplan des Landschaftsverbandes Rheinland.

Um auf der Basis des individuellen Hilfeplanes zu einer fachlich abgestimmten Entscheidung über Art, Umfang und Erbringung der Hilfen zu gelangen und hierbei die Leistungen der Eingliederungshilfe (Teilhabe) auf das erforderliche Maß zu beschränken sowie stationäre Maßnahmen möglichst zu verhindern oder zu beenden, werden  regionale Hilfeplankonferenzen zeitnah und flächendeckend aufgebaut.

Dies geschieht in enger Abstimmung mit den Beteiligten in den Regionen; die im folgenden genannten Ziele werden in zu verabredenden Arbeitsschritten angestrebt. 

2. Funktion von Hilfeplankonferenzen

Hilfeplankonferenzen (HPK) sind fachkompetente Gremien, in denen die mit den Menschen mit Behinderung erarbeiteten Hilfepläne vorgestellt werden.

Im direkten Kontakt zwischen dem Leistungsträger und möglichen Anbietern von Leistungen  sowie i.d.R.  mit dem/der Betroffenen wird beraten:

-
welche Hilfen erforderlich sind

-
welchen Umfang die Hilfen haben müssen

-
wer die Hilfe erbringen soll

-
wo die Hilfe erbracht werden soll.

Außerdem soll die Hilfebedarfsdeckung vorbereitet werden.

Der Leistungsträger verpflichtet sich, i.d.R. in der Sitzung über seine Leistungen zu entscheiden soweit alle erforderlichen Voraussetzungen vorliegen.

Im Ausnahmefall kann ein Vorbehalt im Hinblick auf noch vorzunehmende sozialhilferechtliche Prüfungen, wie z.B. Einsatz von Einkommen und Vermögen, erfolgen.  

Die Arbeitsergebnisse der HPK werden nach einheitlichem Muster dokumentiert und sind eine wichtige Grundlage für die Entscheidungsfindung des zuständigen Leistungsträgers. 

Die Daten dienen u.a. den Regionalkonferenzen als eine Grundlage der regionalen Versorgungsplanung.

3. Verantwortung für  Hilfeplankonferenzen und Hinweise zur Durchführung

Die Verantwortung für die Durchführung und Sicherstellung  der Hilfeplankonferenzen übernimmt der Landschaftsverband Rheinland entsprechend seinem gesetzlichen Auftrag gegenüber den leistungsberechtigten Menschen mit Behinderungen.  
Hierzu gehören:

-
Die Organisationen der Hilfeplankonferenzen (Einladung; Terminorganisation, Raum-
organisation, Versendung von Unterlagen etc.)

-
die Festlegung der in der Hilfeplankonferenz zu behandelnden Fälle, ggf. in Abstimmung mit anderen zuständigen Leistungsträgern ( siehe unten )  

Zu den Sitzungen werden den Teilnehmern die Hilfepläne und weitere zur Vorbereitung notwendige Informationen rechtzeitig zur Verfügung gestellt. 

Der LVR nimmt diese Aufgaben wahr in enger Abstimmung mit dem örtlichen Träger und/oder dem Gesundheitsamt. Mit diesen vereinbart der LVR im Einzelfall die Möglichkeiten der Arbeitsteilung.
Auf bereits entwickelte Strukturen vor Ort soll dabei  aufgebaut werden.

Die Hilfeplankonferenz arbeitet auf der Basis einer in der Regionalkonferenz abgestimmten Geschäftsordnung, die aus den Vorgaben dieser Grundsätze  entwickelt wird.

Die Hilfeplankonferenzen finden vor Ort statt.

Hilfeplankonferenzen finden zeitnah entsprechend dem regionalen Bedarf statt und werden nach Zielgruppen orientiert durchgeführt.

Die Hilfeplankonferenz befasst sich in der Regel nur mit vorher beim Landschaftsverband Rheinland eingereichten Hilfepläne. Der Landschaftsverband Rheinland verpflichtet sich, die bei ihm eingereichten Hilfepläne fachlich und formal zügig aufzuarbeiten, und bei Entscheidungsreife unverzüglich in die Hilfeplankonferenzen einzubringen.

Soweit die Hilfeplankonferenz über Anträge in Zuständigkeit des örtlichen Trägers der Sozialhilfe beraten soll, gilt dieses Verfahren entsprechend.

In Abstimmung mit dem örtlichen Träger beauftragt der Landschaftsverband Rheinland eine oder mehrere Personen im Wechsel mit der Moderation der Hilfeplankonferenz. Als Moderatoren kommen einschlägig erfahrene  Fachleute, möglichst aus der Region,  in Betracht.

Er/sie moderiert die  Sitzung und ist somit verantwortlich für den formalen Ablauf. Dabei hat er/sie seine Neutralität als ModeratorIn zu wahren und insbesondere die teilnehmenden leistungsberechtigten Menschen bei der Darstellung ihrer Anliegen zu unterstützen.  Er / sie dokumentiert die Ergebnisse in einem standardisierten Verfahren pro Einzelfall. 

Steht kein Moderator / keine Moderatorin zur Verfügung, leitet ein Vertreter / eine Vertreterin des Landschaftsverbandes Rheinland die Sitzung.

4.  Mitglieder Hilfeplankonferenzen

Mitglieder der HPK sind grundsätzlich:
- überörtlicher Sozialhilfeträger

- örtlicher Sozialhilfeträger

- Gesundheitsamt/Behindertenkoordination

- bis zu 2 Vertreter der ambulanten Leistungs-       

  anbieter

- bis zu 2 Vertreter der stationären Leistungs-

  anbieter

- je nach Zielgruppe ein Vertreter des SPZ (Sozi-          

  alpsychiatrisches Zentrum) oder der KoKoBe
  (Koordinierungs-, Kontakt- und Beratungsstelle
  für Menschen mit geistiger Behinderung)

Werden bereits Eingliederungshilfen  geleistet, wird der aktuelle Anbieter eingeladen und gibt ein Votum ab. Weitere Teilnehmer können hinzugezogen werden. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung. Dem Antrag stellenden Menschen mit Behinderung ist die Teilnahme zu ermöglichen und seinen Bedürfnissen ist dabei Rechnung zu tragen.

5. Datenschutz und Freiwilligkeit



Die Mitglieder der HPK verpflichten sich in schriftlicher Form zur Wahrung der Schweigepflicht sowohl gegenüber den Antragstellern als auch gegenüber allen anderen Beteiligten.

Die Antragsteller müssen mit der namentlichen Behandlung ihres Hilfeplans in der Hilfeplankonferenz einverstanden sein und dies durch entsprechende datenschutzrechtliche Erklärung schriftlich genehmigen. Sind sie nicht mit einer namentlichen Behandlung in der Hilfeplankonferenz einverstanden, so wird ihr Antrag in anonymisierter Form vorgestellt, um das Anliegen inhaltlich prüfen und den Hilfebedarf feststellen zu können. Die anonymisierte Form ist so zu gestalten, dass Rückschlüsse auf die Person nicht möglich sind.

(Entsprechende Muster der notwendigen Erklärungen sind Anlage dieses Eckpunktepapiers)

6. Zuständigkeit der Hilfeplankonferenzen

Hilfeplankonferenzen sind im Sinne ihrer Aufgabenstellung für alle Menschen mit Behinderungen, die ihren Wohnsitz  oder ihren letzten gewöhnlichen Aufenthalt in einer festgelegten Region haben bzw. hatten, zuständig. Abweichungen von dieser Regel sind nur auf Wunsch des/ der Leistungsberechtigten möglich. Die „Zuständigkeitsregion“ einer Hilfeplankonferenz muss die Grenzen der Mitgliedskörperschaften beachten. Innerhalb der Mitgliedskörperschaften kann Orientierungsgröße der jeweils geltende regionale Zuständigkeitsbereich von SPZ oder KoKoBe sein. Zuständigkeitsbereiche mehrer SPZ oder KoKoBe können zusammengefasst werden, wenn dies aus organisatorischen oder aus Kapazitätsgründen sinnvoll erscheint.

7. Vorzustellende Hilfepläne

Vorzustellen sind alle Hilfepläne, mit denen Eingliederungshilfen erstmalig beantragt oder fortgesetzt (Folgeanträge) werden sollen. 

8.  Weitere Entwicklung

Es wird angestrebt, dass mittelfristig auch andere Rehabilitationsträger,  die Pflegkassen und das Integrationsamt, die für mögliche Hilfen für Menschen mit Behinderungen Kostenträger sein können, an den Hilfeplankonferenzen beteiligt werden. Die Struktur und Konzeption der Hilfeplankonferenz ist dann gegebenenfalls weiterzuentwickeln. Gegebenfalls soll sie auch  entsprechende Funktionen zur Ermittlung des persönlichen Budgets übernehmen können.

Ebenfalls wird angestrebt, die Träger von Arbeits- und Beschäftigungsangeboten (z. B. Werkstatt für behinderte Menschen, Tagesstätten für psychisch behinderte Menschen), die erforderliche Leistungen für die Menschen mit Behinderung anbieten, an den Hilfeplankonferenzen zu beteiligen und die Beratung über Leistungen in diesen Bereichen in die HPK zu integrieren. 
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	Paketanschrift: Ottoplatz 2 - 50679 Köln
Telefon Zentrale (02 21) 8 09-0

LVR im Internet: http://www.lvr.de

Dienstgebäude in Köln-Deutz
E-Mail: post@lvr.de

Horion-Haus - Hermann-Pünder-Straße 1, Fax Zentrale (02 21) 8 09-60 94


Banken

Besuchszeit: Wir haben gleitende Arbeitszeit. Anrufe und Besuche daher bitte
Westdeutsche Landesbank 60 061 (BLZ 300 500 00)

möglichst in der Zeit von 9.00 - 11.30 Uhr und 13.30 - 15.00 Uhr oder nach Vereinbarung.
Deutsche Bundesbank Filiale Köln 370 017 10 (BLZ 370 000 00)


Postbank Niederlassung Köln 5 64-5 01 (BLZ 370 100 50)

KVB-Linien 1, 7, 8 und 9 (Deutzer Freiheit), Bushaltestelle Deutzer Bahnhof, DB-Bahnhof Köln-Deutz

Parkmöglichkeiten bestehen in der öffentlichen Tiefgarage in unserem Verwaltungsgebäude Horion-Haus, Hermann-Pünder-Straße 1.



